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Die Völkerrechtskommission (In-
ternational Law Commission – 
ILC) ist als Unterorgan der Gene-

ralversammlung der Vereinten Nationen 
mit der Kodifizierung und Weiterentwick-
lung des Völkerrechts beauftragt. Im 
Jahr 2023 trafen sich ihre 34 Mitglieder – 
18 davon neu gewählt – zu ihrer 74. Ta-
gung in Genf (24.4.–2.6.; 3.7.–4.8.).

Staatennachfolge und  
-verantwortlichkeit 

Die ILC setzte eine Arbeitsgruppe unter 
dem Vorsitz des österreichischen Kom-
missionsmitglieds ein, um das weitere 
Vorgehen zu dem im Jahr 2017 begon-
nenen Thema zu prüfen. Sie nahm den 
mündlichen Bericht der Arbeitsgruppe 
zur Kenntnis, der unter anderem emp-
fahl, dass die Arbeitsgruppe während 
der nächsten Tagung erneut eingesetzt 
werden sollte, um eine Empfehlung 
über das weitere Vorgehen zu dem The-
ma abzugeben.

Allgemeine Rechtsgrundsätze

Zu dem im Jahr 2018 in das Arbeitspro-
gramm aufgenommenen Thema Allge-
meine Rechtsgrundsätze, die gemäß Ar-
tikel 38, Absatz 1 lit. c des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofs (Internatio-
nal Court of Justice – ICJ) die dritte 
Hauptquelle des Völkerrechts darstellen, 
nahm die ILC auf Grundlage der Arbeit 
im Redaktionsausschuss den Schlussfol-
gerungsentwurf mit seinen elf Entwurfs-
schlussfolgerungen samt Kommentierung 
in erster Lesung an. Der Text wurde den 
Staaten zur Stellungnahme übermittelt.

Der Entwurf legt hauptsächlich die 
Voraussetzungen für die Ermittlung von 
Allgemeinen Rechtsgrundsätzen dar 
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und bestimmt ihr Verhältnis zu den an-
deren Hauptquellen des Völkerrechts 
sowie zu den Hilfsmitteln zur Feststel-
lung von Rechtsnormen (siehe unten). 
Gemäß Entwurfsschlussfolgerung 10, 
Absatz 1 ist die Funktion Allgemeiner 
Rechtsgrundsätze, dass auf sie vor allem 
dann zurückgegriffen wird, wenn ande-
re völkerrechtliche Normen eine be-
stimmte Frage nicht oder nur teilweise 
klären können. Zudem tragen sie gemäß 
Absatz 2 zur Kohärenz der Völker-
rechtsordnung bei, indem sie unter an-
derem zur Auslegung und Ergänzung 
anderer Völkerrechtsnormen sowie als 
Grundlage für primäre Rechte und 
Pflichten sowie sekundäre und verfah- 
rensrechtliche Regeln dienen.

Meeresspiegelanstieg

Die ILC setzte zum vierten Mal die 
Studiengruppe zu dem Thema Meeres-
spiegelanstieg und Völkerrecht ein, das 
im Jahr 2019 in das Arbeitsprogramm 
aufgenommen worden war. Ihr lag das 
von dem rumänischen und der türki-
schen Ko-Vorsitzenden erstellte Zusatz-
papier zum ersten Themenpapier vor, 
das sich insbesondere mit Aspekten des 
Seevölkerrechts beschäftigte. Gegen-
stand der Untersuchung waren unter an-
derem die Grundsätze der Rechtsstabili-
tät insbesondere mit Blick auf Basislinien 
und Meereszonen, der Unveränderlich-
keit und Unverletzlichkeit von Grenzen, 
der grundlegenden Änderung von Um-
ständen sowie der dauerhaften Souverä-
nität über natürliche Ressourcen. Weite-
re Themen des Zusatzpapiers waren 
unter anderem potenzielle Auswirkun-
gen des Meeresspiegelanstiegs auf Dritt-
staaten sowie die Anpassung von See-
karten mit Blick auf die Sicherheit der 
Schifffahrt.

Für das Jahr 2025 ist die Fertigstel-
lung eines umfassenden Berichts ge-
plant. Unklar ist jedoch weiterhin, in 
welches Format die Arbeiten der ILC zu 
dem Thema münden sollen. Im Raum 
stehen etwa die Ausarbeitung von Pra-
xisleitlinien für Staaten, die Erstellung 
einer Interpretationserklärung zum 
UN-Seerechtsübereinkommen (United 
Nations Convention on the Law of the 
Sea – UNCLOS) als Grundlage für 
künftige zwischenstaatliche Verhand-
lungen oder die Ausarbeitung eines Ar-
tikelentwurfs als Grundlage für ein 
künftiges Rahmenübereinkommen zum 
Meeresspiegelanstieg.

Streitbeilegung unter Beteiligung 
internationaler Organisationen

Zum neuen Thema der Beilegung von 
Streitigkeiten, an denen internationale 
Organisationen beteiligt sind, lag der 
Kommission der erste Bericht des öster-
reichischen Berichterstatters vor. Er hat-
te sich mit dem Umfang des Themas, 
bestimmten Definitionsfragen sowie mit 
dem Kontext im Lichte früherer ein-
schlägiger Arbeiten der ILC und anderer 
internationaler Gremien befasst. Nach 
der Debatte im Plenum und der Arbeit im 
Redaktionsausschuss nahm die Kom-
mission die Richtlinienentwürfe 1 und 2 
samt Kommentierung vorläufig an.

Ebenso wie der neue Titel des Themas 
spricht Entwurfsrichtlinie 1 allgemein 
von Streitigkeiten. Sie schränkt den An-
wendungsbereich daher nicht auf inter-
nationale Streitigkeiten ein, sondern wei-
tet ihn auch auf nationale Streitigkeiten 
aus. Diese können ebenfalls vom Völ-
kerrecht bestimmte Fragen aufwerfen, 
wie etwa solche der Rechtspersönlich-
keit, Immunität oder Menschenrechte. 

Entwurfsrichtlinie 2 definiert die drei 
Schlüsselbegriffe ›internationale Orga-
nisation‹, ›Streitigkeit‹ und ›Mittel der 
Streitbeilegung‹. Beachtenswert ist, dass 
sich die Kommission für eine neue Defi-
nition von internationaler Organisation 
entschieden hat. Demnach ist eine inter-
nationale Organisation eine durch einen 
Vertrag oder ein anderes völkerrechtli-
ches Instrument geschaffene Entität mit 
eigener Völkerrechtspersönlichkeit, die 
neben Staaten auch andere Entitäten als 
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Mitglieder umfassen kann und über 
mindestens ein Organ verfügt, das in 
der Lage ist, einen von dem seiner Mit-
glieder unabhängigen Willen zu äußern. 

Prävention und Bekämpfung 
von Piraterie

Ein erster Bericht lag der Kommission 
zum ebenfalls neuen Thema der Präven-
tion und Bekämpfung von Piraterie und 
bewaffneten Raubüberfällen auf See vor. 
Angesichts des modernen Wiederaufle-
bens der Piraterie zielt es darauf ab, das 
diesbezügliche Recht und die Praxis zu 
klären. Der Bericht des ivorischen Be-
richterstatters erörterte unter anderem 
die historischen, sozioökonomischen 
und rechtlichen Aspekte des Themas, 
anwendbares Völkerrecht sowie natio-
nale Rechtsnormen und -praxis in Be-
zug auf die Definition von Piraterie. Im 
Anschluss an die Debatte im Plenum 
und die Arbeit im Redaktionsausschuss 
nahm die Kommission die Entwurfsar-
tikel 1 bis 3 vorläufig an.

Entwurfsartikel 2 übernimmt die 
Definition von Piraterie aus Artikel 101 
des UNCLOS. Demnach ist Piraterie 
jede rechtswidrige Gewalttat oder Frei-
heitsberaubung oder jede Plünderung, 
die die Besatzung oder die Passagiere 
eines privaten Schiffes oder Luftfahr-
zeugs zu privaten Zwecken begehen und 
die sich gegen ein anderes Schiff, Luft-
fahrzeug, andere Personen oder Vermö-
genswerte auf hoher See oder an einem 
Ort außerhalb staatlicher Hoheitsgewalt 
richten. Umfasst sind auch jede freiwilli-
ge Beteiligung am Einsatz eines Schiffes 
oder Luftfahrzeugs in Kenntnis von 
Tatsachen, die es zu einem Piratenschiff 
oder -luftfahrzeug machen sowie jede 
Anstiftung oder absichtliche Erleichte-
rung der beschriebenen Handlungen. 

Bewaffnete Raubüberfälle auf See 
umfassen nach der Definition in Ent-
wurfsartikel 3, der sich der Definition 
von bewaffneten Raubüberfällen gegen 
Schiffe der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation (International Ma-
ritime Organization – IMO) bedient, 
die gleichen Handlungen wie Piraterie, 
jedoch nicht auf hoher See, sondern in den 
Binnengewässern, den Archipelgewäs-
sern und dem Küstenmeer eines Staates.

Hilfsmittel zur Feststellung von 
Völkerrechtsnormen

Auch zum dritten neuen Thema dieser 
Tagung, den Hilfsmitteln zur Feststel-
lung von Völkerrechtsnormen, lag der 
Kommission der erste Bericht vor. Das 
Thema zielt darauf ab, die historische 
und gegenwärtige Rolle der Hilfsmittel, 
zu denen gemäß Artikel 38, Absatz 1  
lit. d des ICJ-Statuts Gerichtsentschei-
dungen sowie die Lehren der anerkann-
testen Autoren der verschiedenen Natio-
nen zählen, im Prozess der Feststellung 
völkerrechtlicher Normen zu klären. In 
seinem Bericht befasste sich der sierra-
leonische Berichterstatter unter ande-
rem mit dem Umfang des Themas, der 
Entstehungsgeschichte von Artikel 38, 
Absatz 1 lit. d des ICJ-Statuts sowie mit 
der bisherigen Arbeit der Kommission 
im Zusammenhang mit dem Thema. 
Die Kommission nahm die Entwurfs-
schlussfolgerungen 1 bis 3 samt Kom-
mentierung vorläufig an.

Anders als Artikel 38, Absatz 1 lit. d 
des ICJ-Statuts, der allgemein von 
»Rechtsnormen« spricht, präzisiert Ent-
wurfsschlussfolgerung 1 den Anwen-
dungsbereich auf die Feststellung von 
Völkerrechtsnormen, um klarzustellen, 
dass das Hauptaugenmerk auf dem Völ-

kerrecht und nicht auf dem Recht im 
Allgemeinen liegt. 

Auch Entwurfsschlussfolgerung 2 
weicht vom traditionellen Wortlaut des 
Artikels 38, Absatz 1 lit. d des ICJ-Sta-
tuts ab. Als Kategorien von Hilfsmitteln 
nennt sie neben Entscheidungen von Ge-
richten auch solche von Tribunalen, 
»Lehren« ohne die Einschränkung hin-
sichtlich individueller Qualifikation und 
Reputation sowie, als weitere, dritte Ka-
tegorie, »jedes andere Mittel, das allge-
mein zur Feststellung von Völkerrechts-
normen herangezogen wird«. Dies spie- 
gelt den Konsens unter den Kommissi-
onsmitgliedern wider, nämlich dass Ar-
tikel 38, Absatz 1 lit. d des ICJ-Statuts 
nicht abschließend ist. 

Gemäß Entwurfsschlussfolgerung 3 
sollen als allgemeine Kriterien für die 
Bewertung des Gewichts der Hilfsmittel 
unter anderem der Grad ihrer Repräsen-
tativität, die Qualität der Argumenta
tion und die Sachkenntnis der Beteilig-
ten berücksichtigt werden.

Jasper Mührel 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Jasper Mührel, Völkerrechtskommis-
sion: 73. Tagung 2022, VN, 3/2023,  
S. 138f., fort.)

Einsatzkräfte der Europäischen Marinetruppen (EU-Marine Force) bei der Festnahme mutmaßli-
cher Piraten vor der Küste Somalias im November 2012.    
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